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Ar-07

Antragsteller: UB Hochsauerlandkreis

Der Landesparteitag möge beschließen:

Werkstätten für Menschen mit Behinderung erhalten

und eine angemessene Entlohnung für die Arbeitsleis-

tung der Beschäftigten neu ordnen

Der Landesparteitag möge beschließen:

 

1. Ein grundsätzliches Bekenntnis zum Erhalt der Werk-

stätten fürMenschenmit Behinderung – Sicherstellung

der Teilhaberechte gem. UN-BRK

 

2. Sicherstellung einer dauerhaften und ausreichenden

Finanzierung der Werkstätten durch den Staat, unter

Einbindung aller zu beteiligenden Kostenträger im Be-

reich der Sozialhilfe und der Bundesagentur für Arbeit

 

3. Zur Kalkulation der erforderlichen finanziellen Mittel

liegenausreichendeBerechnungsgrundlagender bishe-

rigen Kostenträger vor und sind zu evaluieren.

 

4. Die Träger der Einrichtungen, vertreten durch ihre

Dachverbände und die BAG der freienWohlfahrtspflege

(BAGFW) sowie die Bundesarbeitsgemeinschaft Werk-

stätten für behinderte Menschen e.V. (BAGWfbM e.V.)

sind am laufenden Evaluierungsprozess zu beteiligen.

 

5. Endgeldneuordnung für die Beschäftigten der Werk-

stätten für Menschen mit Behinderungen.

 

6. Die Beschäftigten in den Werkstätten brauchen ein

fest einzukalkulierendes monatliches Einkommen zur

weitgehend selbstbestimmten Lebensführung, welche

nicht aus dem Arbeitsergebnis der Werkstatt erwirt-

schaftet, sondern aus öffentlichen Mitteln finanziert

werden sollte. Ein festesmonatliches Einkommen sollte

mindestens den Grundlohn in Höhe des Ausbildungs-

geldes miteinschließen, welcher Bestandteil des Ar-

beitsförderungsgeldes werden könnte.“

 

Begründung

 

Die Werkstätten für Menschen mit Behinderung (kurz:

WfbM) leisten unschätzbare Dienste zur Teilhabe am

Arbeitsleben und für die berufliche Qualifikation der

Menschenmit geistiger und/oder körperlicher Behinde-

rung. Für Menschen mit hohem Assistenzbedarf ist es

die einzige Möglichkeit am Arbeitsleben entsprechend

ihrer Fähigkeitenbegleitet undunterstützt teilzuhaben.

 

Nur wenige der ca. 310.000 Menschen mit Behinde-

rung, die heute in einerWfbMarbeiten, haben eine rea-

listische Chance in den ersten Arbeitsmarkt integriert

zu werden, so dass ein auskömmlicher Lebensunterhalt

selbst erwirtschaftet werden kann, ohne Abhängigkeit

Empfehlung der Antragskommission:

Annahme und Überweisung an SPD-Bundestags- und

SPD-Landtagsfraktion
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von Sozialhilfe.

 

Durch die bisher von überörtlichen Sozialhilfeträgern

(LWL und LVR in NRW) und weiteren Kostenträgern si-

chergestellte Finanzierung eines Werkstattarbeitsplat-

zes (nach entsprechender Beurteilung und Bewilligung)

könnendieWerkstätten bei entsprechender Auslastung

die Aufgabe, Teilhabe an Arbeit für schwer- und mehr-

fach behinderte Menschen zu ermöglichen, erfüllen.

 

Die Forderung, die WfbM solle die dort beschäftigten

Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt vermit-

teln, scheitert nicht an der Bereitschaft oder am gutem

Willen aller Beteiligten, sondern an den eingeschränk-

ten Möglichkeiten der Menschen mit individuell sehr

unterschiedlicher Behinderung, sowie an denUmstand,

dass dieser trotz mancher Bemühungen, längst nicht

so inklusiv ist, um auch diesen Menschen einen an ih-

re Möglichkeiten angepassten Arbeitsplatz und ein Ar-

beitsumfeld zu bieten, welcher all ihren Bedürfnissen

gerecht wird.

 

Die regionale Bereitstellung von Arbeitsplätzen in aus-

reichender Zahl in den WfbM ist durch die Eingliede-

rungshilfefinanzierung aufrechtzuerhalten.

 

Endgeldneuordnung für die Beschäftigten der Werk-

stätten für Menschen mit Behinderungen

 

Derzeit werden die Löhne in den WfbM von diesen aus

selbsterwirtschafteten Erträgen finanziert. Dabei sind

gesetzliche Vorgaben einzuhalten (z.B. Grundlohn, Ar-

beitsförderungsgeld, leistungsabhängiger Steigerungs-

betrag etc.).

 

Zukünftig sollte das Entgelt der Beschäftigten in Werk-

stätten nicht nur von der Ertragslage der jeweiligen

WfbM abhängig sein, sondern transparent und leis-

tungsgerecht auf ein Niveau angehoben werden, dass

dieAbhängigkeit vonanderenSozialhilfeleistungenver-

ringert. DieBeteiligungderWerkstätten jenachErtrags-

situation ist richtig, darf allerdings nicht allein die Höhe

des Endgeldes der Beschäftigten bestimmen.

 

Die Integrationsämter der Länder sind die Verwalter der

Ausgleichsabgaben und zuständig für die Unterstüt-

zung der WfbM beim Übergang vonWerkstattbeschäf-

tigten in den allgemeinen Arbeitsmarkt. Diese sollten

mehr als bisher in die Verantwortung genommen wer-

den, Arbeitsplätze des ersten Arbeitsmarktes zu suchen

und Firmen, mit denen schon heute Förderprogram-

me laufen, dazu zu bewegen mehr behindertengerech-

te Arbeitsplätze zu schaffen. Eine Erhöhung der Aus-

gleichsabgabe und eine Neuausrichtung ihrer Verwen-

dung könnte ein Schritt zur Integration von Menschen

mit Behinderung auf den ersten Arbeitsmarkt sein oder

aber die Finanzierung derWfbM-Löhne zu sichern.
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